
39/14 – 50. Jahrgang     22. September 2014 

 

Industrielle Dominosteine 
Wir haben letzte Woche geschrieben: Eine Neuordnung der 
wehrtechnischen Industrie liegt – aus vielerlei Gründen – in 
der Luft. Die Bundesregierung wird dies ermuntern aber kei-
neswegs forcieren. Nun hat Airbus-Chef Tom Enders den 
ersten Dominostein angestoßen. Aus einer Presseerklärung 
der Airbus-Gruppe: 

Nach einer umfassenden Analyse des Portfolios hat Airbus 
Defence & Space die Bereiche Raumfahrt (Trägerraketen und 
Satelliten), Militärflugzeuge, Lenkflugkörper sowie zugehörige 
Systeme und Dienstleistungen als künftige Kerngeschäfte de-
finiert. In diese Bereiche wird die Division weiter investieren, 
um ihre führende Position auszubauen.  

Einige Geschäfte wurden zu Veräußerungskandidaten be-
stimmt, da sie den strategischen Zielsetzungen des Unter-
nehmens nicht entsprechen und sich ihnen mit einer anderen 
Marktaufstellung ein größeres Entwicklungspotenzial bieten 
dürfte. 

Zudem beabsichtigt Airbus DS die Veräußerung einiger Toch-
tergesellschaften und Beteiligungen. Dazu gehören Fairchild 
Controls, Rostock System-Technik, AvDef, ESG und Atlas 
Elektronik.  

Uns überzeugt die künftige Aufstellung! Wir fragen uns ledig-
lich, welche Rolle das Geschäftsfeld Radar (Ulm) spielt; wir 
denken an das Eurofighter-relevante Beschaffungsvorhaben 
AESA/E-scan Radar oder das Radar für MEADS. Bei der Veräu-
ßerung der 30prozentigen Beteiligung an der ESG sehen wir 
kein Problem. 

Wer kauft? 
Einige der üblichen Verdächtigen sind schnell genannt: 
Thales Deutschland und Rheinmetall Defence. Letztere 
wird als Treiber einer Konsolidierung der deutschen Wehr-
technik gesehen. ThyssenKrupp, so wird gemutmaßt, wol-
le sich von der U-Boot-Sparte trennen. Auch hier komme 
als Käufer Rheinmetall Defence in Frage. Des Weiteren 
rauscht es im Blätterwald, Rheinmetall sei an der Übernah-
me von Krauss-Maffei Wegmann interessiert, um KANT –  
den ins Visier genommenen Zusammenschluss von KMW 
und der französischen Nexter (griephan 28/14) – zu ver-
hindern. So texte das Handelsblatt: Rheinmetall schickt sich 
an, ein neuer Rüstungsriese zu werden. Kann sein, muss aber 
nicht. 

Da geht was! 
In der unruhigen See der Spekulationen erlaubt ein Leucht-
turm sichere Peilung: Die Konsolidierung der deutschen 
WT-Industrie wird nicht auf dem Jahrmarkt der Öffent-

lichkeit ausgetragen. Natürlich haben wir mögliche Kon-
stellationen – allein mit einem ordentlichen Ahr-Wein und 
mit anderen – rauf und runter dekliniert. Wir können uns 
ein tragfähiges und politisch überzeugendes Narrativ vor-
stellen. Unser Fazit: Da geht was, aber mögliche Optionen 
sind von unternehmerischen Entscheidungen und Zeitvor-
stellungen abhängig, die man einfach zur Kenntnis neh-
men muss. So haben wir nicht den Eindruck, dass KMW von 
der Option KANT Abstand nehmen wird. Wir wiederholen 
unsere Einschätzung der Position der Bundesregierung, die 
Bundeswirtschaftsminister Gabriel – wo ist die Verteidi-
gungsministerin? – vorgibt: Ermuntern, nicht forcieren! 

Verlässlich? 
Tom Enders hat Recht! Es darf nicht sein, dass deutsche 
Unternehmen als Zulieferer für gemeinsame Rüstungspro-
dukte von der Politik ausgebremst werden. Dies gefährdet 
die internationale Kooperationsfähigkeit der deutschen 
wehrtechnischen Industrie. Wenn es Gabriel ernst damit 
meint, sich auf den eigentlichen Kern – den Export von 
Kriegswaffen – zu konzentrieren (griephan 38/14), dann 
muss schleunig eine belastbare Entscheidung her, die Lie-
fersicherheit gegenüber den Partnern schafft.  ■ 

Airbus DS: die Begründung 
In Ergänzung zu der oben erwähnten Pressemitteilung hat 
der CEO von Airbus DS, Bernhard Gerwert, die Mitarbei-
ter(innen) über die Portfoliobereinigung wie folgt infor-
miert (Auszug): 

Im Rahmen dieses Reviews haben wir unsere Märkte umfas-
send analysiert und unsere Position in den einzelnen Ge-
schäftsaktivitäten auf den Prüfstand gestellt. Anschließend 
haben wir die Erkenntnisse mit unseren strategischen Zielen 
abgeglichen. Diese entsprechen der strategischen Vision der 
Airbus Group „We make it fly“: 

 Positionierung als Weltmarktführer – Nr. 1 oder 2 in allen 
unseren Märkten 
 Lieferung von Finanzergebnissen auf Benchmark-Niveau 
 Konzentration auf Kernkompetenzen 
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Ausgaben für die Materialerhaltung. So gab die Bundeswehr 
hierfür z. B. 2012 insgesamt 2,7 Mrd € aus. Dies waren 432,9 Mio 
€ mehr als 2007. Bis 2017 sollen die Ausgaben um weitere 317,5 
Mio € auf 3,1 Mrd € ansteigen. Der BRH hält es für erforderlich, 
den Gründen für die gegenläufige Entwicklung bei den Be-
ständen und den Ausgaben für die Materialerhaltung ver-
stärkt nachzugehen. Weil die Bundeswehr ihre Bestände im 
Zuge der Strukturreform weiter reduzieren will, sollte das BMVg 
zudem Einsparziele für die Materialerhaltung formulieren. 
 Die Bundeswehr kooperiert in sogenannten Betreibermodel-
len mit Industrieunternehmen, um Aufgaben besser zu erfül-
len. Für 2014 sind Ausgaben für Betreibermodelle von 1,6 Mrd 
€ vorgesehen. Das BMVg ist berechtigt, einige Betreibermodel-
le in 2013 bis 2016 zu beenden. Derzeit prüft es, wie es die von 
den Industrieunternehmen erbrachten Leistungen künftig 
bereitstellen lässt. 

Bundeswehr hat bis heute keine moderne Materialverfol-
gung im Einsatz 
Seit den 1990er-Jahren hat die Bundeswehr wiederholt ver-
sucht, ein wirksames Materialverfolgungssystem einzuführen, 
bislang ohne Erfolg. Fünf Mio € hat sie zuletzt in ein eigen-
ständiges IT-System für den Afghanistaneinsatz investiert, das 
sich als nicht praktikabel herausstellte. Für über acht Mio € will 
sie nun einen zivilen Betreiber nur mit der Überwachung des 
Materialrückflusses aus Afghanistan beauftragen. Die Effi-
zienz der Materialbewirtschaftung der Bundeswehr bleibt 
trotzdem weiter eingeschränkt. 

Die Bundeswehr muss zur Erfüllung ihres Auftrags Material 
weltweit bewegen und verfolgen. Ein System zur Materialver-
folgung soll dabei den Materialfluss von der Übernahme bis 
zum Verbrauch oder der Aussonderung elektronisch abbilden. 
Der BRH stellte wiederholt fest, dass die Bundeswehr insbe-
sondere bei Auslandseinsätzen die notwendige Transparenz 
beim Transport von Material nicht sicherstellen konnte. Zu-
letzt prüfte er 2012 mit Unterstützung des Prüfungsamtes des 
Bundes München die Materialverfolgung der Bundeswehr. 

In 2000 hatte die Bundeswehr entschieden, ihre betriebswirt-
schaftliche Standardsoftware (SASPF) auch für ihre Material-
bewirtschaftung einzuführen. Seitdem stattet sie ausgewählte 
logistische Dienststellen im Inland mit entsprechenden Syste-
men aus. Diese unterstützen bislang jedoch lediglich die Depot-
verwaltung. Versand- und Transportwege bilden sie nicht ab. 

Für die Materialversorgung der Auslandskontingente in Af-
ghanistan beschaffte die Bundeswehr 2004 für fünf Mio € ein 
Materialverfolgungssystem. Dabei beteiligte sie sich nicht an 
dem Verfahren anderer NATO-Mitgliedstaaten. Die Bundes-
wehr wollte das System später in SASPF integrieren. Die hierfür 
eingeplanten Haushaltsmittel von mehr als zwölf Mio € gab 
sie für andere Teilprojekte aus. Da weitere Investitionen nötig 
gewesen wären, entschied die Bundeswehr, das System ab 
2011 nicht mehr zu nutzen. Für die Materialrückführung aus 
dem Afghanistaneinsatz will sie sich nun von einem gewerbli-

chen Dienstleister unterstützen lassen. Für insgesamt acht Mio € 
soll dieser mit seiner eigenen Technik die Materialverfolgung 
von etwa 4.800 Containern und 1.200 Fahrzeugen nach 
Deutschland sicherstellen.  

Der BRH hat die bisherigen Schritte der Bundeswehr zur Ver-
besserung ihrer Materialverfolgung als unkoordiniert und 
unzureichend bewertet. Er hält es für dringend geboten, dass 
die Bundeswehr schnellstmöglich ein Materialverfolgungssys-
tem in SASPF integriert. Sonderlösungen ohne Einbindung in 
das logistische System der Bundeswehr hält der BRH für un-
wirtschaftlich. Erst durch eine integrierte Materialbewirtschaf-
tung sind die Investitionen langfristig von Vorteil.  ■ 

Und dann war da noch 
… die Überlegung im Bundestag, die Legislaturperiode von 
vier auf fünf Jahre zu verlängern. Wir können diesem Gedan-
ken etwas abgewinnen, wenn man gleichzeitig die Zahl der 
Abgeordneten drastisch verringert und die Amtszeit des 
Bundeskanzlers/der Bundeskanzlerin auf zwei Legislaturpe-
rioden beschränkt. In einer medial schnelllebigen Zeit er-
scheint eine Dekade aktiver Politikgestaltung angemes-
sen. Die Amtszeit des Bundespräsidenten könnte auf einmal 
sieben Jahre ohne Wiederwahl begrenzt werden. Viel Ver-
ständnis bringen wir der Anregung des Bundes der Steuer-
zahler gegenüber auf, die Zahl der Parlamentarischen Staats-
sekretäre beziehungsweise Staatsminister auf einen/eine 
pro Ministerium zu begrenzen. 

… die Information in der Financial Times: The Ministry of 
Defence is to drop proposals to privatise its £14bn equipment 
procurement operation. The GoCo scheme [griephan 31/13], 
which had been hailed as a radical way to improve the MoD’s 
unwieldy procurement process, will be mothballed after pri-
vate contractors to run the scheme pulled out of the bidding 
war in recent weeks, leaving only one consortium, led by 
Bechtel, in place. 
Es ist richtig, von einer Unternehmung Abstand zu neh-
men, die keine Erfolgsausschichten zeigt. Rüstung bleibt 
ein komplexes Geschäft in staatlicher Hand! 

… der Paradigmenwechsel, den Michael Stürmer – einer 
der wenigen in Germanien, der strategische denkt und 
elegant die Feder führt – zu Papier gebracht hat (Die Welt): 
Was in früheren Jahrhunderten Landnahme und territoriale 
Ausweitung waren, ist heute der Griff nach maritimen Regio-
nen und Luftraum. 
Was bedeutet dies für die Zusammensetzung der Militäri-
schen Teilkräfte der Bundeswehr? 

… folgende Erkenntnis, die nicht nur für den medialen 
Raum gilt: „Wie man eine Innovationsfalle austrickst“ (me-
dium. magazin für journalisten):  
Innovation entsteht an den Rändern. Wer nur sein Kernge-
schäft im Blick hat, läuft Gefahr, neue Konkurrenten zu über-
sehen.  ■ 
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50 Jahre griephan 
Mit dieser Ausgabe tritt griephan in das fünfzigste Erschei-
nungsjahr. Bislang haben wir die Bundeswehr auf dem 
größten Teil ihrer bisherigen Wegstrecke begleitet. Die ers-
te Ausgabe Griephan Wehrdienst erschien am 11.11.1964 
mit einer Auflage von 60 Exemplaren. Seitdem hat sich die 
Welt verändert: Der Kalte Krieg ist erfolgreich beendet 
worden; die Bundeswehr ist eine Armee im Einsatz, die sich 
mit dem Aussetzen der Wehrpflicht auf Freiwilligkeit ab-
stützt; Einsätze können nur noch im Rahmen der Vereinten 
Nationen, des Atlantischen Bündnisses oder europäisch 
gedacht und geführt werden; die vormaligen Trennlinien 
zwischen äußerer und innerer Sicherheit gelten nicht mehr; 
technologische Herausforderungen wie Cyber haben das 
Anforderungsprofil für Streitkräfte entscheidend verändert. 

All dies hat die Bundeswehr geprägt, und griephan ist seit 
1964 dabei! Wir haben acht von neun (!) Heeres-Strukturen 
begleitet, die Umbenennung der „Bundesmarine“ in „Deut-
sche Marine“ als Konsequenz der deutschen Einheit, den 
Einzug der Frauen in die Bundeswehr und die Auslandsein-
sätze – vom Brunnenbohren in Somalia, über den robusten 
Balkan-Einsatz bis zum anhaltenden Feuergefecht in Af-
ghanistan. Wir haben die Einführung von Schlüsselvorha-
ben wie Kampfpanzer Leopard (1 und 2) oder die Kampf-
flugzeuge Tornado und Eurofighter ebenso kommentiert, 
wie Änderungen im amtlichen Beschaffungsgang.  

Früher haben wir am Rhein die Enten gefüttert, jetzt sind 
wir unter den Brücken Berlins unterwegs. 

Wir werden ab und an nach dem Selbstverständnis von 
griephan gefragt. Vielleicht ist es einfacher zu erklären, was 
wir nicht sind: Wir verstehen nichts von Technik, daher fin-
den sich im griephan keine Explosionszeichnungen. Noch 
sind wir eine sicherheitspolitische Fachzeitschrift, die den 
Krisenbogen von Marrakesch zum Hindukusch spannt. Wir 
stehen einem sicherheitspolitischen Diskurs ohne konkre-
ten Bezug auf die Streitkräfte skeptisch gegenüber. Weiß-
bücher sind für uns keine Pflichtlektüre. 

Wir mögen es handfest, und für uns sind vermeintliche 
Grenzlinien zwischen den verschieden Aspekten sicher-
heitspolitischen Handelns zunehmend irrelevant. Die Si-
cherung der globalen Ströme ist in unser Beobachtungs- 
und Analysefeld gerückt. Unser journalistisches Alleinstel-
lungsmerkmal spiegelt der Untertitel wider: „Informatio-
nen zum Geschäftsfeld äußere & innere Sicherheit“. Wir 
fühlen uns wohl als Teil der DVV Media Group, Hamburg, 
deren mediale Kernkompetenz Transport, Logistik und 
Maritimes ist.  

Eher selten beziehen wir Position: In der jüngsten Vergan-
genheit haben wir uns für die Aussetzung der Wehrpflicht 
ausgesprochen und dafür, dass die Diskussion um Unbe-
mannte bewaffnete fliegende Systeme in der Bundeswehr 
unbeirrt geführt wird: Es gibt keine modernen Streitkräfte 
ohne UCAS! 

Aus gutem Grund haben wir keine Präferenz bei Beschaf-
fungsvorhaben im Wettbewerb; wir würden uns überhe-
ben. Gleichzeitig dürfen innovative Fähigkeiten – wie IDAS 
für die U-Boote – auf unsere Unterstützung setzen. 

Wir sind minimalistisch, was wehrtechnische Fähigkeiten 
angeht, die staatlich zu stützen sind: Weniger ist mehr! 
Auch bei manch kerniger Aussage aus der Berliner Lobby-
szene oder der komplexen Verbandslandschaft bleiben wir 
verhalten. Wir gehen davon aus, dass sich die wehrtechni-
sche Industrie europäisch und international schüttelt, ohne 
auf nationale Befindlichkeiten und Ordnungsansprüche 
allzu viel Rücksicht zu nehmen.  

Wir bleiben den Streitkräften konstruktiv-kritisch verbun-
den und sehen die Notwendigkeit einer dynamischen 
wehr- und sicherheitstechnischen Industrie, die auch künf-
tig ihren angemessenen Platz in Deutschland hat. All dies 
mit der gehörigen Distanz und dem Bestreben nach un-
aufgeregter Reflexion. Im Grunde müssen wir dem, was wir 
vor zehn Jahren geschrieben haben, nichts hinzufügen: 
Die griephan Briefe werden auch in Zukunft dem Anspruch 
gerecht, der vierzig Jahre erfolgreich war: Informativ zu sein, 
gelegentlich frech und immer unabhängig!  ■ 
 
 
 

 
 
 

Chefredakteur Heinz Schulte pflegt Kontakte und greift zur 
Feder. Anna Sturm managt die Redaktion und füttert Re-
daktionshund Eddi.  
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 Aktive und führende Rolle bei der Gestaltung der Zukunft 
unserer Branche 

Kerngeschäft 
Wir sind zu dem Schluss gekommen, dass unsere Division sich 
auf folgende Kerngeschäfte fokussieren muss: Raumfahrt, 
Militärflugzeuge, Lenkflugkörper und zugehörige Systeme und 
Dienstleistungen. In diese Kernbereiche werden wir weiter 
investieren, um unsere führende Position auszubauen. 

Klare Ansage!  ■ 

Wehretat auf Kante? 
Mit Interesse haben wir den Kommentar von Johannes 
Kahrs, Mitglied im Bundestags-Haushaltsausschuss und 
Obmann der SPD-Fraktion, in der Septemberausgabe des 
InfoBriefes Heer des Föderkreises Deutsches Heer gele-
sen: 

In einem meiner letzten Beiträge für den Infobrief hatte ich die 
Streichorgie der schwarz-gelben Regierung im Verteidigungs-
haushalt 2010 geschildert. Unter der prognostizierenden 
Überschrift „Schwarze Zeiten für die Streitkräfte“ hatte ich 
meiner Besorgnis Raum gegeben, dass die damals in einer 
Nacht-und-Nebel-Aktion vollzogenen willkürlichen Streichun-
gen in Höhe von 450 Mio € die Einsatzfähigkeit der Streitkräfte 
in erheblichem Maße beeinträchtigen könnten. In der Zwi-
schenzeit musste ich erstaunt feststellen, dass ich mich ganz 
offensichtlich geirrt habe.  

Die damals zum Erstaunen des amtierenden Ministers zu Gut-
tenberg durch die Haushälter von FDP und Union vollzoge-
nen Streichungen haben weder die Streitkräfte an den Rand 
der Einsatzfähigkeit gebracht noch wichtige Rüstungsprojekte 
gefährdet. Folgt man den Regeln der Logik und denen der 
Bundeshaushaltsordnung, musste man für die Jahre 2010 bis 
2014 zu der Ansicht kommen, dass mindestens die 450 Mio € 
offensichtlich zu viel im Etat veranschlagt waren. Schlug doch 
ihr Fehlen im damals laufenden Haushaltsjahr nicht sonder-
lich ins Kontor.  

Während jedoch im Jahr 2010 noch einem sichtlich konster-
nierten Minister die 450 Mio € aus dem Etat gestrichen wur-
den, war seine Nach-Nachfolgerin Frau von der Leyen im 
Jahr 2014 sogar gänzlich freiwillig bereit, 400 Mio € abzuge-
ben. Und besonders erstaunt hat mich die Meldung aus dem 
BMF, dass das BMVg für das Haushaltsjahr 2013 1,3 Mrd € 
nicht ausgeben konnte. 

Fürsorgepflicht 
Schaut man sich die Meinungsbeiträge meiner Kollegen in 
diesem Blatt der letzten Jahre an, dann erkennt man, uns ver-
bindet alle parteiübergreifend eines: die Fürsorgepflicht ge-
genüber unseren Soldaten, die Anerkennung ihrer Leistungen 
in den Einsätzen und die Sorge um die Zukunftsfähigkeit unse-
rer Streitkräfte. Dieses Engagement für die Sache hat bei den 
meisten zu einer immer wieder kehrenden Forderung geführt: 
der soliden finanziellen Ausstattung des Verteidigungsetats. 
Vielfach klang unterschwellig mit an, dass der jeweils aktuelle 
Ansatz des Etats zu niedrig veranschlagt sei und eine Erhö-
hung wünschenswert wäre. 

 

Angesichts dieser zwei gegensätzlichen Beobachtungen und 
meiner eigenen Erfahrungen mit dem Einzelplan 14 [Vertei-
digung] in den letzten fünfzehn Jahren stellen sich mir fol-
gende Fragen: Wieviel Geld steckte im Epl. 14, das in den letz-
ten Haushaltsjahren nicht benötigt wurde? Warum wird hier 
offensichtlich gegen die Regeln der Bundeshaushaltsordnung 
verstoßen – die Haushaltswahrheit und -klarheit anmahnen? 
Und wie konnte dennoch bei fast allen Fachpolitikern der Ein-
druck entstehen, unsere Streitkräfte wären in den letzten Jah-
ren chronisch unterfinanziert und der Epl. 14 immer „auf Kan-
te genäht“ gewesen?  

Ein merkwürdiges Bild 
Wenn man diesen Fragen nachgeht und dabei aufmerksam 
zuhört, ergibt sich ziemlich schnell ein merkwürdiges Bild. Auf 
der einen Seite stehen Forderungen der sogenannten Bedarfs-
träger die einwandfrei notwendig sind. Ich nenne hier nur 
exemplarisch die Modelle des Bundeswehr-Verbandes für 
eine Anhebung der Besoldung, die häufig aus den Erfahrun-
gen im Einsatz fußenden Anforderungen der Truppe an Mo-
dernisierung und Beschaffung von Ausrüstung, sowie die im-
mer noch im Rahmen der Attraktivitätssteigerung bitter not-
wendigen Modernisierungen der Kasernen. Auf der anderen 
Seite steht der deutliche Nichtabfluss von Haushaltsmitteln.  

Die offiziell immer wieder angeführte Begründung für den 
Nichtabfluss der Gelder – Verzögerungen bei der Industrie – 
verschleiert aus meiner Sicht nur das vorherrschende Unver-
mögen der zuständigen Teile der Verwaltung, Projekte auch 
kurzfristig auf die Schiene zu setzen, zu einem guten Ab-
schluss zu bringen und damit den notwendigen Abfluss der 
Gelder zu gewährleisten, sowie den teilweisen Verlust der Kon-
trolle über den eigenen Haushalt in der Führungsspitze des 
Hauses. Die in der Vergangenheit vom Gesetzgeber gewährte 
Freiheit und Flexibilität bei der Bewirtschaftung der Mittel hat 
sich offensichtlich als kontraproduktiv herausgestellt.  

Als Oberst d. R. der Panzergrenadiertruppe verfolge ich die Ge-
schicke unserer Streitkräfte mit einem gewissen Herzblut. Aus 
diesem Engagement heraus mahne ich die umgehende Lösung 
der hier skizzierten Probleme an. Diese Lösung kann aus meiner 
Sicht nur darin bestehen, dass von der Spitze des Ministeriums 
hinab bis in die einzelnen Referate eine Kultur implementiert 
wird, die ein sinnvolles und zielorientiertes Projektmanagement 
gewährleistet und in einer schnellen und deutlich sichtbaren 
Wiederherstellung der Ordnung im Bereich Haushaltsaufstel-
lung und –bewirtschaftung. Besonders in letzterem Punkt bin 
ich sehr gerne bereit, die Handelnden in meiner parlamentari-
schen Funktion konstruktiv zu unterstützen. 

Im Ministerium hängt man die Einlassungen eher niedrig; 
genau daran kann das Parlament kein Interesse haben.  ■ 

TLVS: Zwischenstand 
Abweichend vom Zeitplan der „Fähigkeitslücke und Funk-
tionalen Forderung/FFF“ soll die Auswahlentscheidung 
„Taktisches Luftverteidigungssystem (TVLS)“ bis Ende 2014 
dem Generalinspekteur vorgelegt werden. Dies geht aus 
der Antwort des BMVg auf eine parlamentarische Anfrage 
der Grünen hervor: 
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 Wie viele Lösungsvorschläge wurden infolge der FFF für den 
Bereich Taktische Luftverteidigung erarbeitet? 
Es wurden fünf Lösungsvorschläge erarbeitet. Diese umfassen 
Neuentwicklungen sowie die Weiterentwicklung des bereits 
verfügbaren Systems. 
 

 Wann ist mit einer Auswahlentscheidung (AWE) auf Grund-
lage der FFF durch den Generalinspekteur der Bundeswehr zu 
rechnen? 
Derzeit ist beabsichtigt, abweichend vom Zeitplan der FFF, die 
Auswahlentscheidung TVLS bis Ende 2014 dem Generalin-
spekteur der Bundeswehr vorzulegen. 
 

 Mit Kosten in welcher Höhe ist im Rahmen einer etwaigen 
Beschaffung zur Schließung der Fähigkeitslücke im Bereich 
TLVS zu rechnen und bis wann plant das BMVg diese zu 
schließen? 
Die vorliegenden Lösungsvorschläge werden derzeit bewertet. 
Die Höhe des Finanzbedarfs zur Beschaffung hängt von der 
noch ausstehenden Wahl des Lösungsvorschlags ab. Die Be-
schaffung ist beginnend ab 2019 über einen maximalen Zeit-
raum von zehn Jahren geplant. 
 

 Inwieweit ist eine Beschaffung zum Schließen der Fähig-
keitslücke im Bereich TLVS von der weiteren Ausgestattung 
einer Raketenabwehr auf NATO-Ebene einerseits und der ge-
planten Umsetzung des Framework Nations-Konzeptes durch 
die NATO-Mitgliedstaaten andererseits abhängig? 
Ein Zusammenhang zwischen der geplanten Beschaffung 
eines zukünftigen TLVS und der Ausgestaltung der NATO-
Flugkörperabwehr besteht dahingehend, dass die NATO 
Deutschland im Rahmen der NATO-Verteidigungsplanung 
unter anderem für den Bereich Flugkörperabwehr einen Fä-
higkeitsbeitrag zugewiesen hat. Derzeit werden diese dann 
mit einem zukünftigen TLVS erfüllt werden. 

Deutsche Führungsrolle 
Das im Juni 2014 von der NATO beschlossene Framework Na-
tions Concept (FNC) fordert die Nationen auf, für bestimmte 
Fähigkeiten eine Führungsrolle im Bündnis zu übernehmen. 
Deutschland hat sich im Bereich Flugkörperabwehr bereit er-
klärt, sichtbare Beiträge zu leisten und hier eine Führungsrolle 
zu übernehmen. Das zukünftige TLVS wird den bisherigen 
deutschen Beitrag untermauern. Gleichzeitig können weitere 
Alliierte und Partnernationen ihre Luftverteidigungsfähigkei-
ten und -systeme in den durch Deutschland mitgestalteten 
Luftverteidigungsverbund einbringen und so zu einer effizien-
teren Aufgabenerfüllung beitragen. 
 Inwiefern wird die Bundesregierung nach Abschluss der 
Entwicklung des MEADS-Projektes vollständig Zugriff auf 
sämtliche Entwicklungsergebnisse (Forschungsergebnisse, 
Konstruktionsdaten, Elektronik, Mess- und Testwerte) haben 
und diese nutzen können? 
Deutschland besitzt gemäß der zugrundeliegenden Regie-
rungsvereinbarung (D&D MoU) die vollen Zugriffs- und Nut-
zungsrechte an sämtlichen im Entwicklungsprojekt MEADS 
erzeugten Entwicklungsergebnissen. 
 

 Inwieweit betrifft die Fähigkeitslücke auch die Identifikation 
des Systembedarfs für die NATO-Raketenabwehr? Prüft 
Deutschland weitere Beiträge als die PATRIOT-Systeme? 
Die FFF TLVS ist ein nationales Dokument, das die Fähigkeits-
forderungen an ein zukünftiges TLVS auch unter Berücksichti-
gung der einschlägigen NATO-Forderungen an Deutschland 
beschreibt und die Fähigkeitslücke entsprechend ableitet. 

Über den derzeitigen Beitrag hinaus prüft Deutschland, in-
wieweit zukünftig ein Beitrag im Bereich Sensorik geleistet 
werden kann. Deutschland prüft auch eine mögliche Koopera-
tion mit den Niederlanden im Bereich der Sensorik der Fregat-
ten F 124 zur Flugkörperabwehr.  ■ 

No Spy - kein Kriterium 
Im „Update Vergaberecht“ hat sich der Berliner Anwalt Dr. 
Daniel Soudry (www.soudry.de) mit einem Thema befasst, 
welches für griephan-Leser relevant ist: 

„No-Spy-Erlass“ kein zulässiges Eignungskriterium“ 
Das Beschaffungsamt des BMI soll bei sicherheitsrelevanten 
Vergabeverfahren von Bietern seit Mai 2014 eine Eigenerklä-
rung anfordern [griephan 31/14]. Darin soll der jeweilige Bie-
ter im Wesentlichen erklären, keine rechtliche Verpflichtung 
zur Datenweitergabe an Sicherheitsbehörden anderer Staaten 
zu haben. Dies betrifft vor allem US-amerikanische Unter-
nehmen und ihre deutschen Tochtergesellschaften, auf die der 
“USA Patriot Act” Anwendung findet. Hiernach sind US-
Unternehmen verpflichtet, den US-Sicherheitsbehörden (FBI, 
NSA, CIA) Zugriff auf ihre Server zu gestatten, und zwar auch 
ohne richterliche Anordnung. 

Ein Bieter soll schon dann als unzuverlässig von einem Verga-
beverfahren ausgeschlossen werden können, wenn das Beste-
hen einer solchen gesetzlichen Verpflichtung nachgewiesen 
wird. Entsprechend verlangte ein Bieter in einem seit Länge-
rem laufenden Vergabeverfahren, dass der Auftraggeber we-
gen der geänderten Situation erneut in die Eignungsprüfung 

Airbus Military, Astrium und 
Cassidian vereinen ihre Kräfte. 
Für den Erfolg unserer Kunden in 
kritischen Missionen.
www.airbusdefenceandspace.com

Eine Mission, ein Team, eine Richtung.
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eintritt und einen betroffenen Bieter ausschließt. Zu Unrecht, 
wie die Vergabekammer klarstellt. 

Keine rückwirkenden Eignungsanforderungen 
Die Abfrage der sogenannten „No-Spy-Erklärung” ist schon 
deshalb unzulässig, weil sie eine nachträgliche Aufstellung 
von Eignungsanforderungen darstellt. Eignungsanforderun-
gen müssen nach § 7 Abs. 5 EG VOL/A bzw. nach § 22 Abs. 1 
VSVgV aber bereits in der Bekanntmachung des Auftrags ge-
nannt werden. An die einmal festgelegten Kriterien ist der Auf-
traggeber gebunden. Deshalb kommt ein Wiedereintritt in die 
Eignungsprüfung nicht in Betracht. 

Außerdem ist die automatische Fiktion der Unzuverlässigkeit 
im Falle einer Nichtabgabe der Erklärung diskriminierend. 
Denn einem Bieter können nur Umstände zugerechnet wer-
den, auf die er überhaupt Einfluss nehmen kann. Ergeben sich 
aus der Rechtsordnung seines Ursprungslandes bestimmte 
Verpflichtungen, denen er sich nicht entziehen kann, ist es 
unzulässig, ihm diese anzulasten und ihn deshalb als unzuver-
lässig anzusehen. Dies gilt selbst dann, wenn der Bieter infolge 
dessen zwangsläufig gegen die Vorgaben einer anderen 
Rechtsordnung – hier der Datenschutz der Bundesrepublik 
Deutschland – verstoßen muss. 

Wie sollen sich Bieter verhalten? 
Betroffenen Bietern ist zu raten, die Abfrage einer No-Spy-
Erklärung als Eignungsnachweis aus den genannten Gründen 
als vergaberechtswidrig zu rügen. Ihnen bleibt auch nichts 
anderes übrig, wenn sie nicht als ungeeignet vom Vergabever-
fahren ausgeschlossen werden wollen. 

Zwar hat die Vergabekammer angedeutet, dass entsprechende 
Regelungen in den Vertrag aufgenommen werden könnten 
anstatt sie als Eignungsnachweis zu formulieren. Da die Beden-
ken gegen eine Zurechnung von Gesetzen zum Bieter hier 
gleichermaßen greifen, bestehen aber gute Aussichten, auch 
gleichlautende Vertragsklauseln als diskriminierend zu rügen.  ■ 

Klüger spionieren 
Unter diesem Titel hat sich Volker Foertsch, ehemaliger 
Leiter der geheimen Beschaffung des Bundesnachrich-
tendienstes, mit der Frage auseinandergesetzt, was Ge-
heimdienste wirklich brauchen (Zeit online – Auszug): 

Ein Vorteil der deutschen Geheimdienstpraxis gegenüber der 
amerikanischen bleibt es, dass wir nur einen Auslandsnach-
richtendienst haben, statt über ein Dutzend konkurrierender 

Dienste, die der Versuchung ausgesetzt sind, Gefahren zu ber-
zeichnen, um Haushaltsmittel abzugreifen. Dem BND ist es 
auch erspart geblieben, politische Ziele verdeckt durchsetzen 
oder unterstützen zu müssen, wie in den USA üblich: den Sturz 
eines Diktators, die Unterstützung von Widerstandsgruppen, 
oder die Einrichtung eines berüchtigten Office of Special Plans, 
das Informationen über die Bedrohung durch Saddam 
Husseins Irak manipulierte. 

Größe allein und die Masse der gesammelten Daten machen 
also keinen guten Nachrichtendienst. Gutes Personal, richtig 
ausgewählt, ausgebildet und geführt, vielseitig, neugierig, 
uneitel, kundig fremder Kulturen und Sprachen, eine Kultur 
der Analyse, kluge, langfristige Planung, ein gesundes Be-
triebsklima, eine kompetente Aufsicht durch Regierung und 
Parlament, die Vertrauen schafft und erhält – das sind die In-
gredienzien eines guten Nachrichtendienstes. Sie sind Ver-
pflichtung auch für den BND. 

Wir meinen, dass den Diensten eine Frischzellenkur in eben 
diesem Geiste gut tut.  ■ 

Australisch abtauchen 
Das britische Fachblatt Jane’s Defence Weekly berichtet, 
Australien werde voraussichtlich seine sechs U-Boote der 
Collins-Klasse durch japanische Boote der Soryu-Klasse 
(4200 Tonnen) ersetzen. Zehn Einheiten sollen dem Verneh-
men nach aus Kostengründen in Japan gebaut werden. Der 
Deal ist noch nicht in trockenen Tüchern, da die oppositio-
nelle Labor Partei verkündet hat, das Vorhaben zu verhin-
dern, sollte sie 2016 die Wahlen gewinnen. Die japanische 
Option ist eine schlechte Nachricht für die schwedische U-
Boot-Industrie.  ■ 

Neuer Kommandeur GSG 9 
Neuer Kommandeur der GSG 9 ist Jerome Fuchs, bislang 
Chef der maritimen Einsatzeinheit. Fuchs war unter ande-
rem Verbindungsoffizier der GSG 9 zur amerikanischen 
Eliteeinheit Navy Seals.  ■ 

125 Jahre Sicherheit & Mobilität 
Furios! Rheinmetall hat in den Düsseldorfer Messehallen 
125 Jahre Firmengeschichte selbstbewusst Revue passie-
ren lassen. Da das Unternehmen über einen eigenen Ge-
schäftsbereich Pyrotechnik verfügt, war das Feuerwerk 
atemberaubend. griephan zertifiziert, dass keine überla-
gerten Leuchtkugeln entsorgt worden sind!  ■ 
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